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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 05. November 2020 

 
 
Übt eine natürliche Person mehrere gewerbliche Tätigkeiten aus, 
kann es sich gewerbesteuerrechtlich entweder um einen 
einheitlichen Betrieb oder aber um mehrere selbständige Betriebe  
handeln. Für die Unterscheidung zwischen einem einheitlichen 
Betrieb und mehreren selbständigen Betrieben kommt der 
Gleichartigkeit bzw. Ungleichartigkeit der Betätigungen wesentliche 
Bedeutung zu. Dabei ist jedoch nicht von einer strikten Zweiteilung 
in gleichartige bzw. ungleichartige Betätigungen auszugehen; 
vielmehr steigt das notwendige Maß des für eine 
Zusammenfassung der Betätigungen erforderlichen 
wirtschaftlichen, organisatorischen und finanziellen 
Zusammenhangs in Abhängigkeit vom zunehmenden Grad der 
Verschiedenartigkeit der Betätigungen. 
 
Zum Urteil 

 

Bei der Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter des 
Sonderbetriebsvermögens können die Begünstigungen nach §§ 
13a, 13b ErbStG a.F. nur gewährt werden, wenn die 
Wirtschaftsgüter gleichzeitig mit dem Anteil an der 
Personengesellschaft übertragen werden. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verpflegungspauschalen sind auch dann zu kürzen, wenn der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Mahlzeiten zur Verfügung stellt, 
diese vom Arbeitnehmer aber nicht eingenommen werden. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
 
 
 

 

Urteil X R 15/18: 
Einheitlicher 
Steuergegenstand der 
Gewerbesteuer bei 
mehreren Betätigungen 
derselben natürlichen 
Person 
 
 
 
 
 
17. Juni 2020 
 

Urteil II R 38/17: 
Begünstigte 
Schenkung von 
Sonderbetriebsvermö
gen 
 
 
 
 
 
17. Juni 2020 
 

 

 
Urteil VI R 16/18: 
Kürzung der 
Verpflegungspauschal
en auch bei 
Nichteinnahme zur 
Verfügung gestellter 
Mahlzeiten 
 
 
07. Juli 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010238/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010238/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010230/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010232/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VIII R 39/18: Zur Ablaufhemmung gemäß § 171 Abs. 14 AO 
04. August 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 15/18: Prozesskosten in Zusammenhang mit einem 
Umgangsrechtsstreit als außergewöhnliche Belastungen 
13. August 2020 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 052/20 

 
Urteil VI R 27/18: Prozesskosten nur bei Gefährdung der materiellen 
Existenzgrundlage als außergewöhnliche Belastungen abziehbar - 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 13.08.2020, VI R 15/18 
13. August 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 37/18: Zum Begriff der gemeinsamen Hauptwohnung i.S. des 
HmbZWStG 
16. Juni 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 41/18: Lieferung von Energieerzeugnissen an Angehörige der 
US-Streitkräfte 
26. Mai 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 17/19: Lieferung von Energieerzeugnissen an Angehörige der 
US-Streitkräfte 
26. Mai 2020 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Ablaufhemmung nach beiderseitigen Erledigungserklärungen 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Beschluss entschieden, dass 
übereinstimmende Erledigungserklärungen im Zusammenhang mit der Zusage 
einer Bescheidänderung noch nicht zu einer unanfechtbaren Entscheidung über 
den Rechtsbehelf führen. 

Sachverhalt 

Der Kläger erklärte in seiner Umsatzsteuererklärung für das Streitjahr (2006) 
entgeltliche Umsätze und unentgeltliche Wertabgaben. 

Im Rahmen einer Außenprüfung ging das Finanzamt davon aus, dass die 
Pachtumsätze aufgrund der Anwendung der Mindestbemessungsgrundlage sowie 
die unentgeltlichen Wertabgaben zu erhöhen seien. Zudem unterliege die 
Geschäftsführertätigkeit des Klägers der Umsatzsteuer. Unter Berücksichtigung 
dieser Feststellungen setzte das Finanzamt die Umsatzsteuer fest. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010237/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010237/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010231/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/prozesskosten-im-zusammenhang-mit-einem-umgangsrechtsstreit-koennen-nicht-als-aussergewoehnliche-belastungen-abgezogen-werden/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010233/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010233/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010236/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010236/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010234/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010234/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010235/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010235/
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Hiergegen legte der Kläger Einspruch ein, mit dem er sich gegen die Besteuerung 
der Geschäftsführervergütung und den Ansatz der Mindestbemessungsgrundlage 
wandte. Der Einspruch hatte nur in geringem Umfang Erfolg. 

Hiergegen erhob der Kläger Klage vor dem Finanzgericht, mit der er sich weiter 
gegen die Besteuerung der Geschäftsführervergütung wandte und eine weitere 
Minderung der Bemessungsgrundlage für die Verpachtungsumsätze begehrte. In 
der mündlichen Verhandlung am 24. Oktober 2016 kamen die Beteiligten überein, 
dass ein der Umsatzsteuer unterliegendes Geschäftsführerhonorar von 184.000 € 
brutto zu versteuern sei. 

Am 21. Dezember 2016 legte der Kläger gegen den geänderten 
Umsatzsteuerbescheid Einspruch ein und begehrte eine Minderung der Umsätze, 
da eine nicht nachvollziehbare Abweichung von 122.266,84 € vorliege. Die 
Abweichung in der Festsetzung vom 23. November 2016 beruhe auf einem in der 
Festsetzung vom 09. November 2009 enthaltenen Rechen- oder 
Übernahmefehler und sei gemäß § 129 der Abgabenordnung (AO) zu korrigieren. 
Die Feststellungen der Außenprüfung hätten korrekt ausgewertet werden sollen 
entsprechend der tatsächlichen Geschäftsführervergütung. 

Das Finanzamt wies den Einspruch als unbegründet zurück und verwies darauf, 
dass der Bescheid das Ergebnis der mündlichen Verhandlung zutreffend 
umsetze. Eine weitere Überprüfung der gesamten steuerpflichtigen Umsätze 
komme nicht mehr in Betracht. 

Die hiergegen eingelegte Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte Erfolg. 

 

 Der BFH hat sich der Entscheidung der 
Vorinstanz angeschlossen und die Revision 
des Finanzamtes als unbegründet 
zurückgewiesen. 

 
Entscheidung des BFH 

Das Finanzgericht hat die Klage zutreffend als zulässig angesehen. Dabei kommt 
es entgegen der Auffassung des Finanzamts nicht darauf an, ob durch die 
Abgabe übereinstimmender Erledigungserklärungen der ursprüngliche 
Rechtsstreit beendet und die Prozesslage abschließend gestaltet wird, wofür sich 
das Finanzamt auf das Urteil des BFH vom 14. Mai 2003 (XI R 21/02) bezieht. 

Denn für die Frage, ob ein zulässiges Klagebegehren vorliegt, ist auf die formelle 
Bescheidlage abzustellen, wie sie sich im Streitfall aus dem Änderungsbescheid 
vom 23.11.2016 ergibt. Zudem muss der Kläger nach § 40 Abs. 2 
Finanzgerichtsordnung (FGO) nur geltend machen, durch den Verwaltungsakt in 
seinen Rechten verletzt zu sein. Ob diese Rechtsverletzung tatsächlich vorliegt, 
ist demgegenüber eine Frage der Begründetheit seiner Klage. 

Dem steht auch nicht entgegen, dass der BFH mit Urteil vom 29. Oktober 1987 (X 
R 1/80) entschieden hat, dass ein Kläger, nachdem die Beteiligten 
übereinstimmend den Rechtsstreit in der Hauptsache für erledigt erklärt haben, 
nicht mehr seinen ursprünglichen Klageantrag verfolgen kann, da ein derartiger 
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Fall im Hinblick auf das Begehren, eine offenbare Unrichtigkeit zu korrigieren, hier 
nicht gegeben ist. 

Die Klage ist auch entsprechend dem Urteil des Finanzgerichts begründet. Das 
Finanzgericht hat die Änderungsvoraussetzungen nach § 129 AO zutreffend 
bejaht. Danach kann die Finanzbehörde Schreibfehler, Rechenfehler und 
ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die beim Erlass eines Verwaltungsakts 
unterlaufen sind, jederzeit berichtigen. 

Es ist im Streitfall revisionsrechtlich nicht zu beanstanden, dass es das 
Finanzgericht als ausgeschlossen angesehen hat, dass der dem Prüfer 
unterlaufene Fehler auf irgendwelche rechtlichen oder tatsächlichen 
Fehlbeurteilungen zurückzuführen ist. Es hat hierfür zutreffend auf die 
vergleichsweise überschaubare unternehmerische Tätigkeit des Klägers 
verwiesen, die sich auf seine (bisher nicht erklärten) Geschäftsführerleistungen 
und auf die Verpachtung beschränkte. 

Der Änderung steht auch der Eintritt der Festsetzungsverjährung nicht entgegen, 
da der Ablauf der Festsetzungsfrist nach § 171 Abs. 3a AO gehemmt war. 

Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 23. Juli 2020 (V R 37/18), veröffentlicht am 29. Oktober 
2020. 

 

Arbeitslohn: Zahlung von Verwarnungsgeldern 

Der Arbeitgeber als Halter eines Kfz leistet die Zahlung eines Verwarnungsgeldes 
wegen einer ihm gemäß § 56 Abs. 1 Satz 1 OWiG erteilten Verwarnung auf eine 
eigene Schuld. Die Zahlung führt daher nicht zu Arbeitslohn des die 
Ordnungswidrigkeit begehenden Arbeitnehmers. Dies hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden.  
Sachverhalt 

Die Klägerin ist ein Unternehmen der im Logistikbereich tätigen A-Gruppe. Als 
Tochterunternehmen der A-Gruppe betreibt sie in der Bundesrepublik 
Deutschland einen Paketzustelldienst im gesamten Bundesgebiet. 

In mehreren Städten hat die Klägerin bei den zuständigen Behörden 
Ausnahmegenehmigungen nach § 46 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) 
beantragt, die ein kurzfristiges Halten zum Be- und Entladen in ansonsten nicht 
freigegebenen Bereichen wie Halteverbots- oder Fußgängerzonen unter 
bestimmten Auflagen gestatten. Die Genehmigungen sind kostenpflichtig, gelten 
nur für ein bestimmtes Fahrzeug und werden für ein Jahr erteilt. 

Ist eine Ausnahmegenehmigung nicht erhältlich, wird es zur Gewährleistung eines 
reibungslosen Betriebsablaufs und im Interesse der Kunden im Einzelfall 
hingenommen, dass die Fahrer ihre Fahrzeuge auch in Halteverbotsbereichen 
oder Fußgängerzonen kurzfristig anhalten und hierfür gemäß § 56 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) dann gegebenenfalls Verwarnungsgelder 
erhoben werden. Die Klägerin entrichtet die Verwarnungsgelder, die auf den 
vorgenannten Verkehrsverstößen ihrer Fahrer beruhen. 

Nach einer Rechtsprechungsänderung des BFH gelangte das Finanzamt zu der 
Auffassung, die Zahlung der auf den Parkverstößen der Fahrer beruhenden 
Verwarnungsgelder führe bei diesen nunmehr zu lohnsteuerpflichtigem 
Arbeitslohn. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010224/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte Erfolg. 
. 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die 
Entscheidung der Vorinstanz aufgehoben 
und zur anderweitigen Verhandlung und 
Entscheidung an das Finanzgericht 
zurückverwiesen. 

 
Entscheidung des BFH  

Das Finanzgericht hat zutreffend entschieden, dass die Zahlung des 
Verwarnungsgeldes auf eine eigene Schuld der Klägerin erfolgt ist und daher 
nicht zu einem Zufluss von Arbeitslohn bei dem Arbeitnehmer führen kann, der 
die Ordnungswidrigkeit begangen hat. Die Klägerin als Betroffene hat die 
Verwarnung durch Zahlung des Verwarnungsgeldes sich gegenüber wirksam 
werden lassen. 

Insoweit unterscheidet sich der Streitfall von dem BFH, Urteil v. 7. Juli 2004, VI R 
29/00 zugrunde liegenden Sachverhalt. Denn dort wurde bindend festgestellt, 
dass die Klägerin die Zahlung von Verwarnungsgeldern übernommen hatte, die 
von den bei ihr beschäftigten Fahrern wegen Verletzungen des Halteverbots 
erhoben worden waren. Auch im BFH, Urteil v. 14. November 2013, VI R 36/12 
(siehe unseren Blogbeitrag) ging es um die Übernahme von gegen die 
Arbeitnehmer verhängten Bußgeldern. 

Der Erlass einer Forderung (§ 397 Abs. 1 BGB), die dem Arbeitgeber gegen den 
Arbeitnehmer zusteht, kann Arbeitslohn i.S. des § 19 Abs. 1 Satz 1 
Einkommensteuergesetz (EStG) darstellen (BFH, Urteil v. 27 März 1992, VI R 
145/89 und BFH, Urteil v. 24. Mai 2007, VI R 73/05). 

Die Zurückverweisung erfolgt, da der BFH auf Grundlage der getroffenen 
Feststellungen nicht abschließend prüfen kann, ob das Finanzgericht zu Recht 
davon ausgegangen ist, es fehle am Zufluss eines geldwerten Vorteils bei den 
Arbeitnehmern der Klägerin. Das Finanzgericht wird deshalb im zweiten 
Rechtsgang erneut zu prüfen haben, ob und wenn ja in welcher Höhe der 
Klägerin wegen der von ihren Fahrern unstreitig begangenen Parkverstöße ein 
(vertraglicher oder gesetzlicher) Regressanspruch gegen den jeweiligen 
Verursacher zusteht. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 13. August 2020 (VI R 1/17), veröffentlicht am 29. Oktober 2020. 

 

 

 

 

 

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2014/01/22/arbeitslohn-bei-uebernahme-von-bussgeldern/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010227/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

ZUM SEMINAR 

Business Meldungen 

Tax CMS – wenn, dann richtig! 

  

Ein Tax Compliance Management System (Tax CMS) ist nur dann langfristig 
wirksam und effizient, wenn es unternehmensweit in die operativen Prozesse 
integriert ist. Moderne Technologien können hierbei unterstützen. 

Einen interessanten Beitrag zu diesem Thema finden Sie in unserem Blog 
Steuern & Recht unter diesem Link. 

 
 

Terminplaner 
  

Aktuelles zur Umsatzsteuer für 

Finanzdienstleister 2020 

11. bis 19.11., Webcast 

 

 

Steuerliche Optimierungen zum 

Jahresende 

19.11., Webinar 

 

 

 
 
Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/03/tax-cms-wenn-dann-richtig/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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